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A. Bericht des Abgeordneten Struve: 

I. Allgemeines 

Nachdem das Saatgutwesen auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft und des Gartenbaues in der 1. Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages abschließend 
im Saatgutgesetz vom 27. Juni 1953 geregelt wor- 
den ist, hat nunmehr die Bundesregierung in der 
2. Wahlperiode einen Gesetzentwurf zur Neuord- 
nung des forstlichen Saat- und Pflanzgutwesens 
vorgelegt. Er soll die alten, größtenteils überholten 
Vorschriften des Forstlichen Artgesetzes von 1934 
ablösen. Der Entwurf sieht im wesentlichen vor: 

a) Der gewerbsmäßige Verkehr mit Saat- und 
Pflanzgut der wichtigsten forstlichen Baumarten 
und der Pappel wird besonderen Regeln unter- 
worfen. 

b) Grundlage für diesen Verkehr ist die staat- 
liche Auswahl und Anerkennung des für die Saat- 
und Pflanzguterzeugung in Betracht kommenden 
Ausgangsmaterials. 

c) Im gewerbsmäßigen Verkehr müssen Saat- 
und Pflanzgut so gekennzeichnet werden, daß die 
verbrauchende Forstwirtschaft erkennen kann, ob 
es im Einzelfall für ihre Zwecke verwendbar er- 
scheint. Hierzu gehört vor allem die Angabe des 
Herkunftsgebiets, des etwa festgesetzten Höhen- 
gürtels und des Erntejahrs. 

d) Die Einfuhr von ausländischem Saat- und 
Pflanzgut sowie der Verkehr hiermit sollen grund- 
sätzlich verboten sein; es können und müssen je- 
doch manche Ausnahmen zugelassen werden. 

e) Die Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe 
werden unter Verzicht auf einen Konzessionierungs- 
zwang besonderen Kontrollen unterworfen. Die Be- 
triebe müssen im übrigen Bücher führen. 

f) Verstöße gegen die Gebote und Verbote wer- 
den nicht als kriminelles Unrecht geahndet, son- 
dern nur unter Geldbuße gestellt. 

Der Bundesrat hat zu dem Regierungsentwurf 
eine Reihe von Änderungsvorschlägen gemacht, 
denen sich die Bundesregierung in ihrer Stellung- 
nahme teilweise angeschlossen hat. Er hat weiter- 


hin gebeten, im Laufe des Gesetzgebungsverfah- 
rens zu prüfen, ob der Entwurf nicht vereinfacht 
werden könne. Dabei wurde auch auf die Möglich- 
keit hingewiesen, eine Selbstverwaltung der wirt- 
schaftlich interessierten Kreise in Betracht zu 
ziehen. 

Der Ausschuß hat sich mit der Vorlage in meh- 
reren Sitzungen befaßt und dabei Vertreter der 
Landesforstverwaltungen und der Spitzenverbände 
der Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe als 
Sachverständige gehört. Die Ergebnisse dieser An- 
hörung sind von einer Arbeitsgruppe des Aus- 
schusses ausgewertet worden. Der Ausschuß hat 
sich in der abschließenden Beratung die Vorschläge 
der Arbeitsgruppe im wesentlichen zu eigen ge- 
macht. Er sah dabei insbesondere keine Veranlas- 
sung, die Systematik des Entwurfs im Hinblick auf 
die allgemeinen Empfehlungen des Bundesrates zu 
ändern, nachdem auch die Sachverständigen dem 
Regierungsentwurf in seiner Gesamtheit zuge- 
stimmt haben. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Der Ausschuß billigt die in Absatz 3 des Regie- 
rungsentwurfs vorgesehenen Erleichterungen für 
Pflanzgut, das nicht vorwiegend zur Holzerzeu- 
gung bestimmt ist. An die Stelle des vorgezogenen 
§13 tritt § 7 a. 

Zu § 3 

In Absatz 1 und 2 wird klargestellt, daß für 
eingeführtes Saat- und Pflanzgut eine Sonderrege- 
lung (§ 7 a) gelten soll. Der Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu Absatz 4 wird übernommen. 

Zu §4 

Die Vorschläge des Bundesrates zu Absatz 1 und 2 
werden übernommen. 
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Zu § 5 

Entsprechend der Stellungnahme der Bundes- 
regierung werden die Vorschläge des Bundesrates 
zu Absatz 1 abgelehnt und zu Absatz 2 und 3 über- 
nommen. 

Zu § 7 

Der Ausschuß macht sich den Sachverständigen- 
vorschlag, die Ermächtigung in Absatz 4 Nr. 3 auf 
Zierzapfen zu beschränken, zu eigen und über- 
nimmt die vom Bundesrat neu vorgeschlagene Er- 
mächtigung in Absatz 4 Nr. 4. 

Zu § 7 a 

An Stelle von § 13 des Regierungsentwurfs wird 
hinter § 7 die Einfuhrregelung als § 7 a eingefügt. 
Dabei wird das grundsätzliche Verkehrsverbot in 
Absatz 1 auch auf Pflanzen erstreckt, die aus ein- 
geführtem Saat- oder Pflanzgut erwachsen sind. 
Wie im Regierungsentwurf v/ird der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
ermächtigt, vom Einfuhr- und Verkehrsverbot in 
bestimmten Fällen Ausnahmen zuzulassen. Er 
muß sie entsprechend dem Vorschlag des Bundes- 
rates bei Pflanzgut zulassen, das nicht vorwiegend 
zur Holzerzeugung bestimmt ist. Das gleiche soll 
für Saat- und Pflanzgut der Japanischen Lärche, 
der Sitkafichte, der Douglasie und der Roteiche 
gelten, wenn die Ertragsfähigkeit des Waldes und 
die Holzerzeugung nicht gefährdet werden. Diese 
neu eingefügte Sonderregelung ist geboten, weil 
für die genannten Baumarten im Bundesgebiet 
noch nicht genügend Ausgangsmaterial zur Deckung 
des bestehenden Bedarfs an Saat- und Pflanzgut 
zur Verfügung steht. 

Zu § 8 

Die Bestimmung v/ird unter Berücksichtigung 
der Vorschläge des Bundesrates und der Sachver- 
ständigen neu gefaßt und dabei übersichtlicher ge- 
staltet. Gleichzeitig wird in Nr. 2 eingefügt, daß 
bei — auf Grund von Ausnahmegenehmigungen — 
eingeführtem Saat- und Pflanzgut eine Trennung 
nach Aufwuchsgebieten (statt nach Herkunfts- 
gebieten) stattfinden muß. 

Zu §9 

In Absatz 2, 3 und 4 Nr. 3 wird ebenfalls für ein- 
geführtes Saat- und Pflanzgut das Aufwuchsgebiet 
eingefügt. Der Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates zu Absatz 3 wird übernommen. Bei der 
Kennzeichnungspflicht (Absatz 4) werden die An- 
gaben des Hundertsatzes der Reinheit und Keim- 
fähigkeit (Nr. 6) gestrichen, weil diese Angaben 
oft noch nicht gemacht werden können, wenn das 
Saatgut in den Verkehr gebracht wird. Die Vor- 
schläge des Bundesrates zu Nr. 7 und 8 werden 
übernommen, die neu vorgeschlagene Nr. 8 jedoch 
mit einer Änderung auf Grund der Sachverstän- 
digenäußerungen. 


Zu § 9 a (Drucksache 3063; Vorschlag des Bundes- 
rates — S. 18) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Vorschrift 
wird nicht übernommen. Es wird nicht für erfor- 
derlich gehalten, die Gewährleistungsvorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch einen Scha- 
densersatzanspruch wegen Nichterfüllung zu er- 
weitern, da er vertraglich meistens abgedungen 
wird und durch die Streichung von § 9 Abs. 4 
Nr. 6 des Regierungsentwurfs ohnehin kaum noch 
praktische Bedeutung haben würde. 

Zu § 10 

Absatz 4 ermächtigt die zuständigen Landes- 
behörden, die Fortführung von Forstsamen- und 
Forstpflanzenbetrieben zu untersagen, wenn sie 
nicht über die etwa erforderlichen technischen Ein- 
richtungen verfügen oder wenn wesentliche Be- 
anstandungen hinsichtlich der Betriebsleitung be- 
stehen. Der Ausschuß geht zwar davon aus, daß die 
sog. Betriebsschließung in der Praxis nur das aller- 
letzte Mittel sein wird, wenn sich bei einem Betrieb 
die Einhaltung des Gesetzes nicht auf andere Weise 
erreichen läßt. Der Ausschuß hält eine solche Rege- 
lung auch sachlich für notwendig, verkennt aber 
andererseits die Sorge der beteiligten Wirtschafts- 
kreise nicht, wenn dieselben Stellen eines Landes 
über öffentlich-rechtliche Fragen und gleichzeitig als 
Konkurrenten über eigenwirtschaftliche fiskalische 
Fragen entscheiden würden. Der Ausschuß emp- 
fiehlt daher, 

die Länder sollten bei der Durchführung des § 10 
Abs. 4 die oberste Landesbehörde wählen, zweck- 
mäßigerweise keine Forstbehörde, die unter Um- 
ständen eigene wirtschaftliche Interessen vertritt. 

Der Vorschlag des Bundesrates zu Absatz 3 Satz 3 
wird im Hinblick auf die Stellungnahme der Bun- 
desregierung hierzu nicht übernommen. 


Zu § 11 

Der Ausschuß gibt Absatz 3 eine neue Fassung. 
Nach dem Regierungsentwurf ermächtigt die Be- 
stimmung den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, durch Rechtsverord- 
nung gewisse Meldepflichten gegenüber den zu- 
ständigen Landesbehörden einzuführen. Ähnliche 
Meldungen wurden bereits früher nach dem Forst- 
lichen Artgesetz gemacht; sie sollen jedoch künftig 
nur dann wieder eingeführt werden, wenn die 
übrigen gesetzlich vorgesehenen Kontrollmaßnah- 
men zu einer wirksamen Überwachung nicht aus- 
reichen sollten. Dabei soll sichergestellt werden, 
daß die Meldungen nur zur Durchführung dieses 
Gesetzes verwendet werden. 

Der Ausschuß macht sich bei der Neufassung von 
Absatz 3 auch den Vorschlag des Bundesrates zu 
eigen, daß die Ermächtigung nicht auf halbjährige 
Meldungen beschränkt wird; er schließt sich jedoch 
der Bundesregierung darin an, daß die Ermächti- 
gung nicht den Ländern, sondern dem Bundes- 
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minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten erteilt werden muß. 

Zu § 12 

Der Ausschuß übernimmt die Änderungsvor- 

schläge des Bundesrates zu Absatz 2. 

Zu § 13 

Die Bestimmung ist durch den neuen § 7 a er- 
setzt. 

Zu § 14 

Der Ausschuß übernimmt den Änderungsvor- 

schlag des Bund es rat es. 

Zu §§ 15 und 17 

Der Ausschuß übernimmt 'die Änderungsvor- 

schläge des Bundesrates zu § 15 und berücksichtigt 
in § 15 und § 17 die Ersetzung des § 13 durch § 7 a. 

Zu § 19 

Die Berlin-Klausel wird nach dem Vorschlag des 
Bundes rates geändert. 


Zu § 20 

Die vom Bundesrat als Absatz 2 a zusätzlich vor- 
geschlagene Übergangsvorschrift und die Änderung 
des Absatzes 3 werden sachlich übernommen. Die 
Änderungen durch den Ausschuß sind nur redak- 
tioneller Art. 

Als neuer Absatz 3 a wird eine Saar-Klausel ein- 
gefügt. Danach soll das Gesetz bis auf die Einfuhr- 
vorschriften -gleichzeitig mit dem übrigen Bundes- 
gebiet im Saarland in Kraft treten. Entsprechend 
der Anregung des Bundesrates werden in Absatz 4 
die außer Kraft tretenden Vorschriften einzeln auf- 
geführt. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten darf ich bitten, den Gesetz- 
entwurf in der vom Ausschuß einstimmig beschlos- 
senen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Juni 1957 

Struve 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3063 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Juni 1957 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Struve 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über forstliches Saat- und Pflanzgut 

- Drucksache 3063 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(26. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über forstliches Saat- und Pflanzgut 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die Ertragsfähigkeit des Waldes zu 
erhalten und die Holzerzeugung zu fördern, 
darf Saat- und Pflanzgut der in § 2 genann- 
ten Baumarten und -gattungen (forstliches 
Saat- und Pflanzgut) nur nach diesem Gesetz 
gewerbsmäßig feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Saatgut: Zapfen, Fruchtstände, Früchte und 
Samen, die zur Pflanzenerzeugung be- 
stimmt sind; 

2. Pflanzgut: Ableger, Pfropfreiser, Stecklinge 
und Steckhölzer, die zur Pflanzenerzeu- 
gung bestimmt sind, aus diesen und aus 
Saatgut gezogene Pflanzen sowie Wild- 
linge; 

3. generatives Vermehrungsgut: Saatgut und 
die daraus gezogenen Pflanzen sowie Wild- 
linge; 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über forstliches Saat- und Pflanzgut 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


4. vegetatives Vermehrungsgut: Ableger, 
Pfropfreiser, Stecklinge und Steckhölzer, 
die zur Pflanzenerzeugung bestimmt sind, 
und daraus gezogene Pflanzen. 

(3) Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des 
§ 13 , des §15 Abs. 1 Nr. 11, des § 16 und 
des § 17 nicht für Pflanzgut, das nicht vor- 
wiegend zur Holzerzeugung bestimmt ist. 

' § 2 

Diesem Gesetz unterliegen folgende Baum- 
arten und -gattungen: 


Abies alba Mill. 

Weißtanne 

Ainus glutinosa (L.) 
Gaertn. 

Roterle 

Betula pendula Roth 

Sandbirke 

Betula pubescens Ehrh. 

Moorbirke 

Fagus sylvatica L. 

Rotbuche 

Larix decidua Mill. 

Europäische Lärche 

Larix leptolepis (Sieb. 

& Zucc) Gord. 

Japanische Lärche 

Picea Abies (L.) Karst. 

Fichte 

Picea sitchensis (Bong.) 
Carr. 

Sitkafichte 

Pinus strobus L. 

Weymouthskiefer 

Pinus sylvestris L. 

Kiefer 

Populus L. 

Pappel 

Pseudotsuga taxifolia 
(Poir.) Britt. 

Douglasie 

Quercus borealis Michx. 

Roteiche 

Quercus petraea (Mat- 
tuschka) Lieblein 

Traubeneiche 

Quercus robur L. 

Stieleiche 


§ 3 

(1) Generatives Vermehrungsgut darf ge- 
werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden, wenn es nachweislich aus Wald- 
gebieten oder Beständen oder von Einzel- 
bäumen stammt, die zurNachzucht anerkannt 
sind. 

(2) Vegetatives Vermehrungsgut darf ge- 
werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden, wenn es nachweislich von Ausgangs- 


(3) Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des 
§ 7 a, des § 15 Abs. 1 Nr. 11, des § 16 und 
des § 17 nicht für Pflanzgut, das nicht vor- 
wiegend zur Holzerzeugung bestimmt ist. 

§ 2 

unve rändert 


§ 3 

(1) Generatives Vermehrungsgut darf ge- 
werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden, wenn es nachweislich aus Wald- 
gebieten oder Beständen oder von Einzel- 
bäumen stammt, die zur Nachzucht aner- 
kannt sind. § 7 a bleibt unberührt. 

(2) Vegetatives Vermehrungsgut darf ge- 
werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden, wenn es nachweislich von Ausgangs- 
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Entwurf 

pflanzen stammt, die zur Nachzucht aner- 
kannt sind. 

(3) Bestände im Sinne dieses Gesetzes sind 
im Aufbau und in der Zusammensetzung 
gleichartige flächenmäßige Zusammenfassun- 
gen gleichaltriger oder ungleichaltriger Bäume 
einer oder mehrerer Arten und Gattungen. 

(4) Waldgebiete im Sinne dieses Gesetzes 
sind Zusammenfassungen von Beständen, die 
wegen besonderer Umstände bei der Aner- 
kennung als Einheiten behandelt werden 
können. 

S 4 

(1) Waldgebiete, Bestände, Einzelbäume 
und Ausgangspflanzen dürfen nur anerkannt 
werden, wenn sie als bodenständige Be- 
stockung oder wegen ihrer Güte für die 
Nachzucht in ihrem Herkunftsgebiet geeignet 
erscheinen und nachteilige erbliche Eigen- 
schaften nicht erkennen lassen. 


(2) ln Mischbeständen kann die Anerken- 
nung auf einzelne Baumarten beschränkt 
werden . 

(3) Bei Kiefer, Lärche und Roterle dürfen 
nur Bestände, Einzelbäume und Ausgangs- 
pflanzen anerkannt werden. 

(4) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
kann im Rahmen des Absatzes 1 durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Voraussetzungen für die Aner- 
kennung näher bezeichnen. 

(5) Der Bundesminister bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates. Abgrenzung und Bezeichnung der 
Herkunftsgebiete für die einzelnen Baum- 
arten und -gattungen unter Berücksichtigung 
ihrer Wuchsgebiete und ihrer natürlichen 
Verbreitung. Der Bundesminister kann dabei 
Herkunftsgebiete nach Höhengürteln auf- 
gliedern. 

§ 5 

(1) Über die Anerkennung wird auf An- 
trag desjenigen, der auf Grund Eigentums, 
eines anderen dinglichen Rechts oder eines 
persönlichen Rechts einen Wald oder Baum 
im Besitz hat (Wald- oder Baumbesitzer), 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

pflanzen stammt, die zur Nachzucht aner- 
kannt sind. § 7 a bleibt unberührt. 

(3) Bestände im Sinne dieses Gesetzes sind 
im Aufbau und in der Zusammensetzung 
gleichartige flächenmäßige Zusammenfassun- 
gen gleichaltriger oder ungleichaltriger Bäume 
einer oder mehrerer Arten und Gattungen. 

(4) Waldgebiete im Sinne dieses Gesetzes 
sind Zusammenfassungen von Beständen, die 
wegen ihrer Gleichartigkeit bei der Aner- 
kennung als Einheiten behandelt werden 
können. 

§ 4 

(1) Zur Gewinnung von Saat- oder Pflanz- 
gut einer Baumart oder -gattung dürfen 
Waldgebiete, Bestände, Einzelbäume und 
Ausgangspflanzen nur anerkannt werden, 
wenn sie als bodenständige Bestockung oder 
wegen ihrer Güte für die Nachzucht in ihrem 
Herkunftsgebiet geeignet erscheinen und 
nachteilige erbliche Eigenschaften nicht er- 
kennen lassen. 

(2) entfällt 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 5 

(1) unverändert 
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Entwurf 

oder von Amts wegen durch die nach Landes- 
recht zuständige Stelle (Anerkennungsstelle) 
entschieden. Die Anerkennungsstelle kann 
bei der Anerkennung Auflagen machen. 

(2) Vor der Entscheidung über die Aner- 
kennung ist der Gutachterausschuß des Lun- 
des zu hören. Er besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern; sie sollen in der forstlichen Ver- 
erbungslehre oder Standortsrassenforschung 
Fachkenntnisse besitzen. Die Zusammen- 
setzung und Einberufung des Gutachter- 
ausschusses regelt die oberste Landesbehörde. 

(3) Der Wald- oder Baumbesitzer ist im 
Anerkennungsverfahren zu hören und von 
dessen Ergebnis schriftlich zu unterrichten. 

(4) Die Anerkennung ist zu widerrufen, 
wenn ihre Voraussetzungen nicht oder nicht 
mehr vorliegen. 

§ 6 

Die nach Landesrecht zuständige Stelle 
trägt die anerkannten Waldgebiete, Bestände 
und Einzelbäume in ein Ernteanerkennungs- 
register und die anerkannten Ausgangspflan- 
zen in ein Baumzuchtregister ein. Die Ein- 
sicht in die Register steht jedermann frei. 

§ 7 

(1) Zapfen, Fruchtstände, Früchte, Samen, 
Wildlinge, Ableger, Pfropfreiser, Stecklinge 
und Steckhölzer aus anerkannten Waldgebie- 
ten und Beständen sowie von anerkann- 
ten Einzelbäumen und Ausgangspflanzen 
dürfen vom Ort der Ernte nur entfernt und 
zum ersten Bestimmungsort gebracht wer- 
den, wenn in einem Begleitschein das Wald- 
gebiet, der Bestand, der Einzelbaum oder die 
Ausgangspflanze und die Menge des gewon- 
nenen Saat- und Pflanzguts nach Zahl, Ge- 
wicht oder Hohlmaß angegeben sind. Wird 
das Saat- oder Pflanzgut über eine Sammel- 
stelle des Wald- oder Baumbesitzers oder 
eines sonstigen Nutzungsberechtigten gelei- 
stet, so genügt es, wenn der Begleitschein erst 

bei Entfernung des Saat- oder Pflanzguts von 
der Sammelstelle beigefügt wird. 

(2) Der Begleitschein muß vom Wald- oder 
Baumbesitzer oder seinem Beauftragten aus- 
gestellt sein. Der Aussteller hat der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle unverzüglich 
eine Durchschrift des Begleitscheins zu über- 
senden. 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


(2) Zur Beratung bei der Durchführung der 
Vorschriften über die Anerkennung ist in 
jedem Land ein Gutachterausschuß zu bestel- 
len. Er besteht aus mindestens drei Mitglie- 
dern; sie sollen in der forstlichen Vererbungs- 
lehre oder Standortsrassenforschung Fach- 
kenntnisse besitzen. Die Zusamensetzung und 
Einberufung des Gutachterausschusses regelt 
die oberste Landesbehörde. 

(3) entfällt 


(4) unverändert 


§ 7 

( 1 ) unverändert 


(2) unverändert 


7 



Entwurf 

* (3) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Form des Begleitscheins festlegen. 

(4) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß 

l.Saat- und Pflanzgut aller oder einzelner 
Baumarten oder -gattungen nach der Ernte 
über Sammelstellen der Wald- oder Baum- 
besitzer oder der sonstigen Nutzungs- 
berechtigten zu leiten ist, 

2. der Begleitschein bei Saat- und Pflanzgut 
aller oder einzelner Baumarten oder -gat- 
tungen statt vom Wald- oder Baumbesitzer 
von einer amtlichen Stelle ausgestellt sein 
muß, 

3. Saat - und Pflanzgut und Zierzapfen nur zu 
bestimmten Zeiten des Jahres geerntet 
werden dürfen. 


siehe S 13 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Zierzapf en nur zu bestimmten Zeiten des 
Jahres geerntet werden dürfen, 

4. Saat- und Pflanzgut und unter Aufsicht 
des Wald- oder Baumbesitzers oder des 
sonstigen Nutzungsberechtigten geerntet 
werden darf. 

§ 7a 

(1) Saat- und Pflanzgut, das nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gewonnen oder 
erzeugt worden ist, darf nicht eingeführt wer- 
den. Eingeführtes Saat- und Pflanzgut und 
daraus gezogene Pflanzen dürfen nicht feil- 
gehalten, angeboten, verkauft oder sonst in 
den Verkehr gebracht werden. 

(2) Der Bundesminister kann Ausnahmen 
von Absatz 1 zulassen, 

l.in Ausführung zwischenstaatlicher Abma- 
chungen, 

2. wenn hierdurch die Ertragsfähigkeit des 
Waldes und die Holzerzeugung nicht ge- 
fährdet werden. 

(3) Der Bundesminister hat Ausnahmen 
von Absatz 1 zuzulassen, 

1. wenn Pflanzgut nachweislich nicht vor- 
wiegend zur Holzerzeugung bestimmt ist,. 

2. im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 bei Japa- 
nischer Lärche, Sitkafichte, Douglasie und 
Roteiche. 

(4) Ausnahmegenehmigungen können mit 
Auflagen verbunden werden. 

(5) Die Vorschriften über den Schutz der 
Kulturpflanzen bleiben unberührt. 
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§ 8 

Saat- und Pflanzgut, das gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht werden soll, ist bei der 
Lagerung und Anzucht nach Baumarten, nach 
Herkunftsgebieten und nach etwa festgesetz- 
ten Höhengürteln, bei der Pappel auch nach 
Sorten getrennt zu halten. Zapfen, Frucht- 
stände, Früchte und Samen sind außerdem 
nach Erntejahren zu trennen. Das Saat- und 
Pflanzgut ist entsprechend zu kennzeichnen. 


§ 9 

(1) Saatgut darf gewerbsmäßig nur in ge- 
schlossenen Packungen in den Verkehr ge- 
bracht werden. Räumlich abgetrennte Ladun- 
gen auf Verkehrsmitteln stehen geschlossenen 
Packungen gleich. 

(2) Eine Saatgutpackung, die gewerbsmäßig 
in den Verkehr gebracht wird, darf nur 
Saatgut einer Baumart, eines Herkunfts- 
gebiets, eines Höhengürtels und eines Ernte- 
jahres und bei der Pappel nur einer Sorte 
enthalten. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Pflanz- 
gut in Bündeln. Wird Pflanzgut verschie- 
dener Baumarten, verschiedener Herkunfts- 
gebiete oder verschiedener Höhengürtel und 
bei der Pappel verschiedener Sorten anders 
als in Bündeln gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht, ist es nach diesen Unterscheidungs- 
merkmalen sichtbar getrennt zu halten. 

(4) An oder in Packungen von Saat- und 
Pflanzgut, das gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht wird, sind 

1. die Baumart, 

2. die Menge, 

3. das Herkunftsgebiet, 

4. der etwa festgesetzte Höhengürtel, 

5. bei Zapfen, Fruchtständen, Früchten und 
Samen das Erntejahr, 
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§ 8 

Saat- und Pflanzgut, das gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht werden soll, ist bei 
der Lagerung und Anzucht 

1. nach Baumarten, 

2. nach Herkunftsgebieten, bei eingeführtem 
Saat- oder Pflanzgut nach Aufwuchsgebic- 
ten, 

3. nach etwa festgesetzten Höhengürteln, 

4. Saatgut der Pappel nach Sorten, 

5. vegetatives Vermehrungsgut nach Aus- 
gangspflanzen, 

6. Zapfen, Fruchtstände, Früchte und Samen 
sind nach Erntejahren 

getrennt zu halten. Das Saat- und Pflanz- 
gut ist entsprechend zu kennzeichnen. 

§ 9 

(1) unverändert 


(2) Eine Saatgutpackung, die gewerbsmäßig 
in den Verkehr gebracht wird, darf nur 
Saatgut einer Baumart, eines Herkunfts- oder 
Aufwuchsgebietes, eines Höhengürtels und 
eines Erntejahres und bei der Pappel nur 
einer Sorte enthalten. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Pflanz- 
gut in Bündeln. Wird Pflanzgut verschie- 
dener Baumarten, verschiedener Herkunfts- 
oder Aufwuchsgebiete oder verschiedener 
Höhengürtel und bei vegetativem Verm eh- 
rungsgut verschiedener Ausgangspflanzen an- 
ders als in Bündeln gewerbsmäßig in den Ver- 
kehr gebracht, ist es nach diesen Unterschei- 
dungsmerkmalen sichtbar getrennt zu halten. 

(4) An oder in Packungen von Saat- und 
Pflanzgut, das gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht wird, sind 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. das Herkunfts- oder Aufwuchsgebiet, 

4. u n v e r ä n d e rt 

5. unverändert 
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6. bei Samen und Früchten der Hundertsatz 
der Reinheit und Keimfähigkeit sowie 

7. bei Saat- und Pflanzgut der Pappel die 
Sorte 


schriftlich anzugeben. Bündel gelten nicht als 
Packungen im Sinne dieses Absatzes. 

(5) Wird Pflanzgut gebündelt oder unver- 
packt in den Verkehr gebracht, so sind die 
in Absatz 4 bezeichneten Angaben an der 
Ware anzubringen, schriftlich mit der Ware 
zu übergeben oder den Warenbegleitpapieren 
beizufügen. 

§ 10 

(1) Die Leiter von Forstsamen- und Forst- 
pflanzenbetrieben haben die Aufnahme und 
Beendigung ihres Betriebs binnen eines Mo- 
nats der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde anzuzeigen. Üben sie ihre Tätigkeit 
schon am 1. Oktober 1957 aus, so haben sie 
dies bis zum 31. Dezember 1957 anzuzeigen. 

(2) Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe 
im Sinne dieses Gesetzes sind Betriebe, die 
gewerbsmäßig Saat- und Pflanzgut in den 
Verkehr bringen oder für andere aufbereiten. 

(3) Soweit Forstsamen- und Forstpflanzen- 
betriebe Saatgut aufbereiten oder Pflanz- 
gut anziehen, sind sie von der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde darauf zu über- 
prüfen, ob sie über die für eine ordnungs- 
gemäße Aufbereitung oder Anzucht erforder- 
lichen technischen Einrichtungen verfügen. 
Sie haben hierzu das Betreten ihrer Anlagen 
und Geschäftsräume zu gestatten. Das Grund- 
recht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird 
insoweit eingeschränkt. 

(4) Die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde kann die Fortführung eines Forst- 
samen- und Forstpflanzenbetriebs unter- 
sagen, 

1. wenn er nicht über die erforderlichen tech- 
nischen Einrichtungen (Absatz 3) verfügt, 
oder 

2. wenn eine für die Leitung des Betriebs ver- 
antwortliche Person unzuverlässig ist oder 
keine der verantwortlichen Personen die 
notwendigen fachlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen besitzt. 
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6. e n t f ä 1 1 1 

7. bei Saatgut der Pappel die Sorte, 

8. bei vegetativem Vermehrungsgut die Aus- 
gangspflanze 

schriftlich anzugeben. Bündel gelten nicht als 
Packungen im Sinne dieses Absatzes. 

(5) unverändert 


§ 10 

unverändert 


10 



Entwurf 

Das Verbot ist aufzuheben, wenn seine Vor- 
aussetzungen nicht mehr vorliegen. 

§ 11 

(1) Die Leiter von Forstsamen- und Forst- 
pflanzenbetrieben haben Kontrollbücher über 
alle Vorräte, Eingänge, Vorratsveränderun- 
gen und Ausgänge von Saat- und Pflanzgut 
zu führen oder führen zu lassen; Geschäfts- 
vorgänge sind unverzüglich einzutragen. Die 
nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
in begründeten Einzelfällen gestatten, daß 
statt der Kontrollbücher andere entsprechende 
Unterlagen geführt werden. 

(2) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Form der Kontrollbücher festlegen. 

(3) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes bestimmen, daß die Forstsamen- und 
Forstpflanzenbetriebe die Erzeugung, die 
Vorräte, den Eingang, die Vorratsverände- 
rungen und den Ausgang von Saat- und 
Pflanzgut der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde halbjährlich in bestimmter Form zu 
melden haben. 


§ 12 

(1) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reidisge- 
setzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister und die obersten 
Landes behörden können bestimmen, daß auch 
andere Behörden, die von ihnen mit der 
Durchführung dieses Gesetzes und der dazu 
ergehenden Durchführungsbestimmungen be- 
auftragt werden, auskunftsberechtigte Stellen 
im Sinne des § 1 der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht sind. 


(3) Die in Absatz 1 und 2 bezeichneten 
Behörden sind auch berechtigt, von Forst- 
samen- und Forstpflanzenbetrieben jederzeit 
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§ 11 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Wenn die nach diesem Gesetz vorge- 
sehenen Kontrollen des Verkehrs mit forst- 
lichem Saat- und Pflanzgut zu einer wirk- 
samen Überwachung nicht ausreichen, kann 
der Bundesminister durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates für einzelne 
oder mehrere Baumarten oder -gattungen be- 
stimmen, daß die Forstsamen- und Forst- 
pflanzenbetriebe die Erzeugung, die Vorräte, 
den Eingang, die Vorratsveränderungen und 
den Ausgang von Saat- und Pflanzgut der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde halb- 
jährlich in bestimmter Form zu melden 
haben. Diese Meldungen dürfen nur zur 
Durchführung dieses Gesetzes verwendet 
werden. 

§ 12 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister und die Landes- 
regierungen können durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß auch andere Behörden, die 
von ihnen mit der Durchführung dieses Ge- 
setzes und der dazu ergehenden Durchfüh- 
rungsbestimmungen beauftragt werden, aus- 
kunftsberechtigte Stellen im Sinne der § 1 der 
Verordnung über Auskunftspflicht sind. Diese 
Rechtsverordnung des Bundesministers be- 
darf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(3) unverändert 
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Auskunft über die Gewinnung, Bearbeitung, 
Anzucht und den Absatz des Saat- und 
Pflanzguts zu verlangen. 

(4) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über die Auskunftspflicht 
mit Ausnahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 

§ 13 

(1) Saat- und Pflanzgut, das nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gewonnen oder 
erzeugt worden ist, darf nicht eingeführt, 
angeboten, verkauft oder sonst in den Ver- 
kehr gebracht werden. Die Vorschriften über 
den Schutz der Kulturpflanzen bleiben unbe- 
rührt. 

(2) Der Bundesminister kann in Ausfüh- 
rung zwischenstaatlicher Abmachungen Aus- 
nahmen von Absatz 1 zulassen; sonstige Aus- 
nahmen kann er insoweit zulassen, als hier- 
durch die Ertragsfähigkeit des Waldes und 
die Holzerzeugung nicht gefährdet werden. 
Er kann dabei Auflagen machen. 

§ 14 

Der Bundesminister und die Landesregie- 
rungen können ihre Befugnisse zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen ganz oder zum 
Teil durch Rechtsverordnung auf die obersten 
Landesbehörden übertragen. Diese Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


§ 13 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 und 2 Saat- oder 
Pflanzgut gewerbsmäßig feilhält, anbie- 
tet, verkauft oder sonst in den Verkehr 
bringt, das nicht nachweislich aus Wald- 
gebieten, aus Beständen, von Einzelstäm- 
men oder von Ausgangspflanzen stammt, 
die zur Nachzucht anerkannt sind, 

2. Saat- oder Pflanzgut entgegen § 7 Abs. 1 
und 2 vom Ort der Ernte oder von der 
Sammelstelle ohne Begleitschein entfernt, 
in einem Begleitschein unrichtige oder un- 
vollständige Angaben macht oder die 
Durchschrift eines Begleitscheins nicht 
unverzüglich der zuständigen Stelle über- 
sendet, 


(4) unverändert 


§ 13 

entfällt hier 
siehe § 7 a 


S 14 

Die Befugnisse zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen können ganz oder zum Teil 
durch Rechtsverordnungen vom Bundesmini- 
ster auf die Landesregierungen, von den Lan- 
desregierungen auf die obersten Landesbe- 
hörden übertragen werden. Diese Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

§ 15 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 
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s i ehe Nr. 11 


3. Saat- oder Pflanzgut bei -der Lagerung 
oder Anzucht nicht nach § 8 trennt oder 
kennzeichnet, 

4. Saatgut gewerbsmäßig entgegen § 9 Abs. 1 
nicht in geschlossenen Packungen in den 
Verkehr bringt, 

5. Saat- oder Pflanzgut entgegen § 9 Abs. 2 
und 3 gemischt oder nicht ausreichend 
getrennt gewerbsmäßig in den Verkehr 
bringt, 

6. Saat- oder Pflanzgut ohne die nach § 9 
Abs. 4 oder 5 erforderlichen Angaben ge- 
werbsmäßig in den Verkehr bringt, 

7. der Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 1 zu- 
widerhandelt, 

8. einen Forstsamen- und Forstpflanzenbe- 
trieb entgegen einem Verbot nach § 10 
Abs. 4 fortführt, nachdem das Verbot un- 
anfechtbar geworden ist, 

9. als Betriebsleiter der Pflicht zur ordnungs- 
mäßigen Führung von Kontrollbüchern 
oder von entsprechenden Unterlagen nach 
§ 11 Abs. 1 zuwiderhandelt, 

10. die nach § 12 geforderten Auskünfte 
nicht, nicht vollständig oder nicht richtig 
erteilt, 

11. Saat- und Pflanzgut entgegen § 13 ein- 
führt, feilhält, anbietet, verkauft oder 
sonst in den Verkehr bringt oder den mit 
einer Ausnahme genehmigung verbunde- 
nen Auflagen nicht nachkommt . 


(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsvor- 
schrift zuwiderhandelt, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen ist, sofern die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf die Bußgeldvor- 
schriften dieses Gesetzes verweist. 
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2a. Saat- und Pflanzgut entgegen § 7 a ein- 
führt, feilhält, anbietet, verkauft oder 
sonst in den Verkehr bringt, 

^unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. u n v e r ä nd c r t 


11. entfällt hier 

siehe § 2 a 


11a. Saat- oder Pflanzgut, das aus nicht an- 
erkannten Waldgebicten oder Beständen 
oder von nicht anerkannten Einzelbäu- 
men oder Ausgangspflanzen stammt, ohne 
die nach § 20 Abs. 2 a Satz 2 vorgeschrie- 
benen Angaben gewerbsmäßig in den 
Verkehr bringt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsver- 
ordnung zuwiderhandelt, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen ist, oder wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig einer mit einer Ausnahme- 
genehmigung gemäß % 7 a Abs. 4 verbunde- 
nen Auflage nicht nachkommt, sofern die 
Rechtsvorschrift oder die Ausnahmegeneh- 
migung ausdrücklich auf die Bußgeldvor- 
schriften dieses Gesetzes verweist. 
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§ 16 

Wird in einem Betrieb eine mit Geldbuße 
bedrohte Handlung im Sinne des § 15 be- 
gangen, so kann gegen den Inhaber oder Lei- 
ter oder falls der Inhaber des Betriebs eine 
juristische Person oder eine Personengesell- 
schaft des Handelsrechts ist, auch gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn der 
Inhaber oder Leiter oder der zur gesetz- 
lichen Vertretung Berechtigte vorsätzlich 
oder fahrlässig seine Aufsichtspflicht verletzt 
hat und der Verstoß hierauf beruht. 


§ 17 

.(1) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen worden ist, mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 
wenn sie fahrlässig begangen worden ist, mit 
einer Geldbuße bis zu 2000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(2) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in den Fällen des § 15 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 11 in zwei Jahren. Das gleiche 
gilt für die Verfolgung einer Ordnungswi- 
drigkeit nach § 16, soweit in einem Betrieb 
gegen die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften 
verstoßen worden ist. 

(3) Saat- oder Pflanzgut, auf das sich eine 
nach § 15 Abs. 1 Nr. 1, 3, 5 oder 11 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung bezieht, kann 
eingezogen werden. § 18 Abs. 4 und §§ 19 
bis 26 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten gelten entsprechend. 

§ 18 

Anerkennungen, die vor dem 1. Oktober 
1957 auf Grund des Forstlichen Artgesetzes 
ausgesprochen worden sind, gelten als Aner- 
kennung nach diesem Gesetz. 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 
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§ 16 

unverändert 


§ 17 

(1) unverändert 


(2) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in den Fällen des § 15 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 2 a in zwei Jahren. Das gleiche 
gilt für die Verfolgung einer Ordnungswi- 
drigkeit nach § 16, soweit in einem Betrieb 
gegen die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften 
verstoßen worden ist. 

(3) Saat- oder Pflanzgut, auf das sich eine 
nach § 15 Abs. 1 Nr. 1, 2 a, 3 oder 5 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung bezieht, kann 
eingezogen werden. § 18 Abs. 4 und §§ 19 
bis 26 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten gelten entsprechend. 

§ 18 

unverändert 


§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 
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§ 20 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Verordnungen 
enthalten, treten am Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. Im übrigen 
tritt das Gesetz am 1. Oktober 1957 in Kraft, 
soweit die Absätze 2 und 3 nichts anderes 
bestimmen. 

(2) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2, § 7 Abs. 1 
und 2, §§ 9, 11, 15 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
und 9 gelten bei Weißtanne , Sandbirke , Moor- 
birke, Rotbuche , Japanische Lärche, Fichte, 
Sitkafichte, Weymouthskiefer, Pappel, Dou- 
glasie, Roteiche, Trauben- und Stieleiche für 
Saatgut, Ableger, Pfropfreiser, Stecklinge und 
Steckhölzer sowie für Wildlinge erst ab 
1. Oktober 1959 und für sonstiges Pflanz- 
gut ab 1. Oktober 1963. 


(3) Einer Angabe des Herkunfsgebiets und 
des etwa festgesetzten Höhengürtels (§ 9 
Abs. 4 und 5) bedarf es bei Roterle, Europä- 
ischer Lärche und Kiefer für Saatgut, Able- 
ger, Pfropfreiser, Stecklinge und Steckhölzer 
sowie für Wildlinge, die sich am 1. Oktober 
1957 bereits im Verkehr befinden, erst ab 
1. Oktober 1959 und für sonstiges Pflanzgut 
ab 1. Oktober 1963. 
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§ 20 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Verordnungen 
enthalten, treten am Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. Im übrigen 
tritt das Gesetz am 1. Oktober 1957 in Kraft, 
soweit die Absätze 2, 2 a, 3 und 3 a nichts 
anderes bestimmen. 

(2) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2, § 7 
Abs. 1 und 2, §§ 7 a, 9, 11, § 15 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 2 a, 4, 5, 6 und 9 gelten bei Japanischer 
Lärche, Sitkafichte, Weymouthskiefer, Pap- 
pel, Roteiche für Saatgut, Ableger, Pfropf- 
reiser, Stecklinge, Steckhölzer sowie für 
Wildlinge erst ab 1. Oktober 1958 und für 
sonstiges Pflanzgut ab 1. Oktober 1962. 


(2 a) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2, § 9 
Abs. 4 und 5, § 15 Abs. 1 Nr. 1 und 6 gel- 
ten bis zu den in Absatz 2 genannten Zeit- 
punkten nicht für Saat- und Pflanzgut der 
Weißtanne, Sandbirke, Moorbirke, Rotbuche, 
Fichte, Douglasie, Trauben- und Stieleiche, 
das aus nicht anerkannten Waldgebieten oder 
Beständen oder von nicht anerkannten Ein- 
zelbäuinen oder Ausgangspflanzen stammt 
und das sich am 1. Oktober 1957 bereits im 
Verkehr befindet. Wird solches Saat- oder 
Pflanzgut weiter gewerbsmäßig in den Ver- 
kehr gebracht, so ist für den Erwerber er- 
kennbar anzugeben, daß es aus nicht aner- 
kannten Waldgebieten oder Beständen oder 
von nicht anerkannten Einzelbäumen oder 
Ausgangspflanzen stammt. 

(3) Einer Angabe des Herkunftsgebiets 
und des etwa festgesetzten Höhengürtels 
(§ 9 Abs. 4 und 5) bedarf es unbeschadet des 
Absatzes 2 a bei Roterle, Europäischer Lärche, 
Kiefer, Weißtanne, Sandbirke, Moorbirke, 
Rotbuche, Fichte, Douglasie, Trauben- und 
Stieleiche für Saatgut, Ableger, Pfropfreiser, 
Stecklinge und Steckhölzer sowie für Wild- 
linge, die sich am 1. Oktober 1957 bereits 
im Verkehr befinden, erst ab 1. Oktober 
1958 und für sonstiges Pflanzgut ab 1. Ok- 
tober 1962. 

(3 a) § 7 a und § 15 Abs. 1 Nr. 2 a gelten 
im Saarland vom Ende der Übergangszeit 
nach Artikel 3 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Franzö- 
sischen Republik zur Regelung der Saarfrage 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1587) an. 
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(4) Das Forstliche Artgesetz vom 13. De- 
zember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1236) und 
die zu seiner Durchführung erlassenen Vor- 
schriften treten am 1. Oktober 1957 außer 
Kraft. 


(4) Am 1. Oktober 1957 treten außer 

Kraft: 

1. das Forstliche Artgesetz vom 13. Dezember 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1236), 

2. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Forstlichen Artgesetzes vom 22. No- 
vember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1697), 

3. die Vierte Verordnung zur Durchführung 
des Forstlichen Artgesetzes vom 3. Juni 
1940 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 131 
vom 7. Juni 1940), 

4. die Fünfte Verordnung zur Durchführung 
des Forstlichen Artgesetzes vom 23. De- 
zember 1941 (Reichsgesetzbl. 1942 I S. 14), 

5. die Erste Anordnung zur Ausführung des 
Forstlichen Artgesetzes vom 22. November 
1938 (Reichsministerialblatt der Forstver- 
waltung S. 399). 
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